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Der Ausspruch von Geldstrafen 
durch richterlichen Strafbefehl

Die Strafprozeßordnung geht davon aus, daß die Ent­
scheidung über die einem Bürger zur Last gelegten 
strafbaren Handlungen grundsätzlich in einer gericht­
lichen Hauptverhandlung und in Anwesenheit des An­
geklagten zu erfolgen hat. Die Durchführung einer 
Hauptverhandlung ist am besten geeignet, unter Ein­
beziehung der Öffentlichkeit den Angeklagten zur Ach­
tung und Einhaltung der Gesetze zu veranlassen und 
die Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß nach dem 
Strafverfahren die Erziehung durch die Gesellschaft 
wirksam fortgesetzt werden kann.
Eine Ausnahme von diesem Grundsatz stellt das als 
besondere Verfahrensart erster Instanz in §§ 254 ff. 
StPO geregelte Strafbefehlsverfahren dar. Unter Be­
rücksichtigung der Art und des Umfangs des Delikts 
und der Persönlichkeit des Täters sowie unter weiterer 
Beachtung der auch für das Strafbefehlsverfahren gel­
tenden Grundsätze des Rechtspflegeerlasses ist es 
möglich, mit einem der Bedeutung der Sache ent­
sprechenden geringeren gesellschaftlichen Aufwand 
auch bei dieser Verfahrensart die notwendige positive 
Einwirkung auf den Beschuldigten zu sichern1.

Voraussetzungen für den Erlaß eines Strafbefehls
Nach §§ 254 ff. StPO und den im Rechtspflegeerlaß und 
in anderen Dokumenten des Staatsrates hierzu getrof­
fenen Festlegungen ist der Erlaß des Strafbefehls ins­
besondere bei geringfügigen Straftaten zulässig, wenn
1. der Sachverhalt eindeutig aufgeklärt und der Täter 
geständig ist,
2. die Übergabe der Sache an eine Konflikt- oder 
Schiedskommission nicht möglich ist,
3. das Delikt nach Art und Umfang insbesondere den 
Ausspruch einer Geldstrafe zuläßt und
4. das Erziehungsziel auch im Strafbefehlsverfahren 
erreicht werden kann.

Aufgeklärter Sachverhalt und geständiger Täter
Eine der Voraussetzungen für die Entscheidung im 
Strafbefehlsverfahren ist somit, daß es sich um eine 
unkomplizierte, in tatsächlicher und rechtlicher Hin­
sicht einfach zu beurteilende Straftat handelt, bei der 
der zugrunde liegende Sachverhalt durch das Geständ­
nis des Beschuldigten und gegebenenfalls durch wei­
tere Beweismittel, wie Zeugenaussagen, Erklärungen 
von Vertretern der Kollektive, schriftlichen Beweise 
usw., eindeutig feststeht. Das Gericht muß in der Lage 
sein, an Hand des Ermittlungsergebnisses die Tat, ihre 
Ursachen, Umstände und gesellschaftlichen Zusammen­
hänge sowie die Persönlichkeit des Täters richlig zu 
beurteilen. Nur dann ist es ihm möglich zu entschei­
den, ob der Erlaß eines Strafbefehls die im konkreten 
Fall geeignete Maßnahme zur Erziehung des Täters ist. 
Der einfache, allseitig aufgeklärte Sachverhalt ist so­
mit zugleich Voraussetzung für die auch bei Erlaß 
eines Strafbefehls zu sichernde gesellschaftliche Wirk­
samkeit des Verfahrens. Wenn im Ermittlungsverfah-
1 Dabei ist aber zu beachten, daß gern. § 50 JGG der Erlaß eines 
Strafbefehls im Verfahren gegen Jugendliche unzulässig ist. 
Nicht zulässig ist auch die Entscheidung über den zivilrecht­
lichen Schadensersatzanspruch durch Strafbefehl (vgl. Richt­
linie Nr. 11 des Obersten Gerichts über die Anwendung der 
§5 268 ff. StPO vom 28. April 1958. Abschn. III. NJ 1958 S. 318). 
Zu den Voraussetzungen des Erlasses eines Strafbefehls und 
zum verfahren nach Einlegung eines Einspruchs vgl. auch 
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ren Teile des Sachverhalts, wesentliche Umstände oder 
andere wichtige Tatsachen unaufgeklärt und bei Erlaß 
des Strafbefehls unberücksichtigt geblieben sind, so 
kann das Verfahren weder den Beschuldigten noch an­
dere Bürger überzeugen und keine Grundlage für die 
auch in diesen Fällen in der Regel notwendige Fort­
setzung der Erziehung durch die Gesellschaft bilden. 
So hat das Kreisgericht Leipzig-Land einen Straf­
befehl gegen einen Beschuldigten wegen Körperver­
letzungen erlassen und eine Geldstrafe in Höhe von 
80 DM ausgesprochen. Nach dem Ermittlungsergebnis 
stand aber nicht fest, wie es zu der Schlägerei zwischen 
dem Beschuldigten und dem Geschädigten gekommen 
war und wer von beiden mit der tätlichen Auseinan­
dersetzung begonnen hatte.
In diesem Falle hätten — auch wenn Anklage erhoben 
worden wäre — zunächst weitere Ermittlungen ge­
führt werden müssen. Erst dann hätte beurteilt wer­
den können, ob überhaupt eine Straftat vorlag und ob 
ein Strafbefehl erlassen werden konnte.
Dem Einwand, daß eine gründliche und allseitige Er­
forschung aller Umstände zur Person und zur Sache 
im Strafbefehlsverfahren deshalb nicht unbedingt er­
forderlich sei, weil der Beschuldigte die Möglichkeit 
habe, gegen den Strafbefehl Einspruch zu erheben und 
dadurch eine gerichtliche Hauptverhandlung herbeizu­
führen, kann nicht gefolgt werden. Zunächst ist davon 
auszugehen, daß das Strafbefehlsverfahren ebenso wie 
das Hauptverfahren grundsätzlich dem endgültigen 
Abschluß der Sache dient. Die Möglichkeit des Ein­
spruchs bleibt zwar dem Beschuldigten — ebenso wie 
im Hauptverfahren dem Angeklagten die Möglichkeit 
der Berufung — unbenommen; sie darf jedoch von sei­
ten des Gerichts bei der Prüfung des Ermittlungs­
ergebnisses und bei der Entscheidung über den Erlaß 
eines Strafbefehls nicht von vornherein in Betracht 
gezogen werden.
Beim Erlaß eines Strafbefehls hat das Gericht gründ­
lich zu prüfen, ob nach dem Ermittlungsergebnis eine 
Straftat vorliegt. Das vereinfachte Verfahren beim Er­
laß eines Strafbefehls darf nicht dazu führen, daß die 
in jedem Falle notwendige Prüfung der Tatbestands­
mäßigkeit unterlassen wird. Einige Fälle weisen je­
doch darauf hin, daß von den Gerichten hierbei nicht 
immer die erforderliche Sorgfalt angewandt wird.
So hat z. B. ein Berliner Stadtbezirksgericht gegen 
einen Beschuldigten einen Strafbefehl wegen Erregung 
öffentlichen Ärgernisses erlassen und unter gesetz­
widriger Anwendung des § 29 StGB i. d. F. vom 
11. Dezember 1957 eine Geldstrafe und gleichzeitig eine 
Ersatzfreiheitsstrafe von drei Wochen festgesetzt. Die­
sem Verfahren lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
Der zum Tatzeitpunkt angetrunkene Beschuldigte hafte 
auf dem Hof eines Gebäudekomplexes an einem Ge­
büsch seine Notdurft verrichtet. Er hatte sich so ge­
stellt, daß er von vorübergehenden Passanten mög­
lichst nicht beobachtet werden konnte, war aber trotz­
dem von zwei Kindern eines in diesem Gebäudekom­
plex gelegenen Kinderheimes gesehen worden. Gegen 
diesen Beschuldigten wurde ein Ermittlungsverfahren 
wegen Unzucht mit Kindern eingeleitet. Es wurden die 
beiden Kinder vernommen, ein Tatortbefundsbericht 
gefertigt, Leumundsermittlungen angestellt, eine Aus­
sprache mit der Ehefrau des Beschuldigten geführt und 
Beurteilungen über die Glaubwürdigkeit de» Kinder
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